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Verständigung und des Dialogs zu beachten, wenn es darum geht, die Förderung und den Schutz aller Men-
schenrechte zu gewährleisten; 

 12. nimmt Kenntnis von der Abhaltung des Seminars über die Stärkung der internationalen Zu-
sammenarbeit auf dem Gebiet der Menschenrechte am 15. Februar 2013 unter Beteiligung der Staaten, der 
maßgeblichen Organisationen, Fonds und Programme der Vereinten Nationen und anderer Interessenträger, 
einschließlich akademischer Sachverständiger und der Zivilgesellschaft; 

 13. ersucht den Generalsekretär, in Zusammenarbeit mit der Hohen Kommissarin der Vereinten 
Nationen für Menschenrechte Konsultationen mit Staaten und mit zwischenstaatlichen und nichtstaatlichen 
Organisationen über Mittel und Wege zur Stärkung der internationalen Zusammenarbeit und des Dialogs in 
den Menschenrechtsmechanismen der Vereinten Nationen, einschließlich des Menschenrechtsrats, sowie 
über diesbezügliche Hindernisse und Herausforderungen und Möglichkeiten zu deren Überwindung zu 
führen; 

 14. beschließt, die Behandlung dieser Frage auf ihrer neunundsechzigsten Tagung fortzusetzen. 

RESOLUTION 68/161 

Verabschiedet auf der 70. Plenarsitzung am 18. Dezember 2013, in einer aufgezeichneten Abstimmung mit 
135 Stimmen bei 54 Gegenstimmen und 1 Enthaltung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/68/456/Add.2, 
Ziff. 146)360: 

 Dafür: Afghanistan, Ägypten, Algerien, Angola, Antigua und Barbuda, Äquatorialguinea, Arabische Republik 
Syrien, Argentinien, Aserbaidschan, Äthiopien, Bahamas, Bahrain, Bangladesch, Barbados, Belarus, Belize, Benin, 
Bhutan, Bolivien (Plurinationaler Staat), Botsuana, Brasilien, Brunei Darussalam, Burkina Faso, Burundi, Cabo 
Verde, China, Costa Rica, Côte d’Ivoire, Demokratische Republik Kongo, Demokratische Volksrepublik Korea, 
Demokratische Volksrepublik Laos, Dominica, Dominikanische Republik, Dschibuti, Ecuador, El Salvador, Eritrea, 
Fidschi, Gabun, Gambia, Ghana, Grenada, Guatemala, Guinea, Guinea-Bissau, Guyana, Haiti, Honduras, Indien, 
Indonesien, Irak, Iran (Islamische Republik), Jamaika, Jemen, Jordanien, Kambodscha, Kamerun, Kasachstan, 
Katar, Kenia, Kirgisistan, Kiribati, Kolumbien, Komoren, Kongo, Kuba, Kuwait, Lesotho, Libanon, Liberia, Libyen, 
Madagaskar, Malawi, Malaysia, Malediven, Mali, Marokko, Mauretanien, Mauritius, Mexiko, Mongolei, Mosambik, 
Myanmar, Namibia, Nepal, Nicaragua, Niger, Nigeria, Oman, Pakistan, Panama, Papua-Neuguinea, Paraguay, 
Peru, Philippinen, Ruanda, Russische Föderation, Salomonen, Sambia, Samoa, São Tomé und Príncipe, Saudi-
Arabien, Senegal, Seychellen, Sierra Leone, Simbabwe, Singapur, Somalia, Sri Lanka, St. Kitts und Nevis, 
St. Lucia, St. Vincent und die Grenadinen, Südafrika, Sudan, Südsudan, Suriname, Swasiland, Tadschikistan, Thai-
land, Timor-Leste, Togo, Tonga, Trinidad und Tobago, Tschad, Tunesien, Turkmenistan, Tuvalu, Uganda, Uruguay, 
Usbekistan, Vanuatu, Venezuela (Bolivarische Republik), Vereinigte Arabische Emirate, Vereinigte Republik Tan-
sania, Vietnam. 
 Dagegen: Albanien, Andorra, Armenien, Australien, Belgien, Bosnien und Herzegowina, Bulgarien, Dänemark, 
Deutschland, ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, Estland, Finnland, Frankreich, Georgien, 
Griechenland, Irland, Island, Israel, Italien, Japan, Kanada, Kroatien, Lettland, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, 
Malta, Marshallinseln, Monaco, Montenegro, Neuseeland, Niederlande, Norwegen, Österreich, Palau, Polen, Por-
tugal, Republik Korea, Republik Moldau, Rumänien, San Marino, Schweden, Schweiz, Serbien, Slowakei, Slow-
enien, Spanien, Tschechische Republik, Türkei, Ukraine, Ungarn, Vereinigtes Königreich Großbritannien und 
Nordirland, Vereinigte Staaten von Amerika, Zypern. 
 Enthaltungen: Chile. 
 

68/161. Förderung der ausgewogenen geografischen Verteilung in der Zusammensetzung der 
Menschenrechtsvertragsorgane  

 Die Generalversammlung, 

 unter Hinweis auf ihre früheren Resolutionen zu dieser Frage, 

______________ 
360 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Ausschuss eingebracht von: Brasilien, China, Kuba (im Na-
men der Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen, die Mitglieder der Bewegung der nichtgebundenen Länder sind) und Russi-
sche Föderation. 
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 erneut erklärend, wie wichtig das Ziel der universellen Ratifikation der Menschenrechtsüberein-
künfte der Vereinten Nationen ist, 

 es begrüßend, dass die Anzahl der Ratifikationen der Menschenrechtsübereinkünfte der Vereinten 
Nationen erheblich zugenommen hat und einige Verträge einer universellen Ratifikation nähergekommen 
sind, 

 erneut erklärend, wie wichtig die wirksame Aufgabenwahrnehmung der gemäß den Menschen-
rechtsübereinkünften der Vereinten Nationen geschaffenen Vertragsorgane für die volle und wirksame An-
wendung dieser Übereinkünfte ist, 

 anerkennend, dass die ausgewogene geografische Verteilung in der Zusammensetzung eine unab-
dingbare Voraussetzung für die wirksame Aufgabenwahrnehmung der Vertragsorgane ist, 

 daran erinnernd, dass die Generalversammlung sowie die frühere Menschenrechtskommission in 
Bezug auf die Wahl der Mitglieder der Menschenrechtsvertragsorgane anerkannten, wie wichtig es ist, der 
ausgewogenen geografischen Verteilung der Mitglieder, der ausgewogenen Vertretung von Frauen und 
Männern und der Vertretung der hauptsächlichen Rechtssysteme Rechnung zu tragen und darauf zu achten, 
dass die Mitglieder in persönlicher Eigenschaft gewählt werden und in dieser Eigenschaft tätig sind und 
dass es sich um Personen von hohem sittlichen Ansehen sowie anerkannter Unparteilichkeit und Sach-
kenntnis auf dem Gebiet der Menschenrechte handelt, 

 in Bekräftigung der Bedeutung nationaler und regionaler Besonderheiten und ve rschiedener histori-
scher, kultureller und religiöser Traditionen sowie unterschiedlicher Politik-, Wirtschafts- und Rechtssysteme, 

 Kenntnis nehmend von dem Bericht des Generalsekretärs361, 

 in Anbetracht dessen, dass die Vereinten Nationen für die Mehrsprachigkeit als ein Mittel zur Förde-
rung, zum Schutz und zur Erhaltung der Vielfalt der Sprachen und Kulturen auf der ganzen Welt eintreten und 
dass eine echte Mehrsprachigkeit die Einheit in der Vielfalt und die internationale Verständigung fördert, 

 daran erinnernd, dass die Generalversammlung und die frühere Menschenrechtskommission den 
Vertragsstaaten der Menschenrechtsverträge der Vereinten Nationen nahelegten, einzeln und auf Tagungen 
der Vertragsstaaten zu prüfen, wie unter anderem der Grundsatz der ausgewogenen geografischen Vertei-
lung bei der Zusammensetzung der Vertragsorgane besser verwirklicht werden kann, 

 mit dem Ausdruck ihrer Besorgnis über das regionale Ungleichgewicht bei der gegenwärtigen Zu-
sammensetzung der Menschenrechtsvertragsorgane, auf das in dem Bericht des Generalsekretärs hingewie-
sen wird, 

 erneut erklärend, wie wichtig vermehrte Bemühungen zur Behebung dieses Ungleichgewichts sind, 

 überzeugt, dass das Ziel der ausgewogenen geografischen Verteilung bei der Zusammensetzung der 
Menschenrechtsvertragsorgane durchaus vereinbar mit der Notwendigkeit ist, die ausgewogene Vertretung 
von Frauen und Männern und die Vertretung der hauptsächlichen Rechtssysteme in diesen Organen sowie 
das hohe sittliche Ansehen und die anerkannte Unparteilichkeit und Sachkenntnis ihrer Mitglieder auf dem 
Gebiet der Menschenrechte zu gewährleisten, und im Einklang mit dieser Notwendigkeit voll verwirklicht 
und erreicht werden kann, 

 1. erklärt erneut, dass die Vertragsstaaten der Menschenrechtsübereinkünfte der Vereinten Natio-
nen bei der Benennung von Mitgliedern der Menschenrechtsvertragsorgane zu beachten haben, dass diese 
Ausschüsse sich aus Personen von hohem sittlichen Ansehen und anerkannter Sachkenntnis auf dem Gebiet 
der Menschenrechte zusammensetzen müssen, wobei die Nützlichkeit der Mitwirkung einiger Personen mit 
juristischer Erfahrung sowie die gleiche Vertretung von Frauen und Männern in Betracht zu ziehen sind, 
und dass die Mitglieder in persönlicher Eigenschaft tätig sein müssen, und erklärt außerdem erneut, dass 
bei den Wahlen zu den Menschenrechtsvertragsorganen der ausgewogenen geografischen Verteilung der 

______________ 
361 A/68/323. 
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Mitglieder und der Vertretung der verschiedenen Kulturkreise und der hauptsächlichen Rechtssysteme 
Rechnung zu tragen ist; 

 2. fordert die Vertragsstaaten der Menschenrechtsübereinkünfte der Vereinten Nationen, ein-
schließlich der Vorstandsmitglieder, nachdrücklich auf, diese Angelegenheit in die Tagesordnung jeder Ta-
gung und/oder Konferenz der Vertragsstaaten dieser Übereinkünfte aufzunehmen, um eine Aussprache über 
Mittel und Wege zur Gewährleistung einer ausgewogenen geografischen Verteilung bei der Zusammenset-
zung der Menschenrechtsvertragsorgane auf der Grundlage der früheren Empfehlungen der Menschen-
rechtskommission und des Wirtschafts- und Sozialrats sowie der Bestimmungen dieser Resolution einzuleiten; 

 3. legt den Vertragsstaaten der Menschenrechtsübereinkünfte der Vereinten Nationen nahe, kon-
krete Maßnahmen zu prüfen und zu beschließen, unter anderem die mögliche Festlegung von Quoten nach 
geografischen Regionen für die Zusammensetzung der Vertragsorgane, wodurch sichergestellt werden 
könnte, dass das überaus wichtige Ziel der ausgewogenen geografischen Verteilung bei der Zusammenset-
zung dieser Menschenrechtsorgane erreicht wird; 

 4. empfiehlt, dass bei der Prüfung der Möglichkeit, Sitze in jedem Vertragsorgan auf regionaler 
Grundlage zu verteilen, flexible Verfahren eingeführt werden, die die folgenden Kriterien umfassen: 

 a) jeder der von der Generalversammlung festgelegten fünf Regionalgruppen wird in jedem Ver-
tragsorgan ein Sitzanteil zugeteilt, der dem Anteil der jeweiligen Gruppe an der Gesamtzahl der Vertrags-
staaten der zugrundeliegenden Übereinkunft entspricht; 

 b) regelmäßige Revisionen der Verteilung der Sitze müssen vorgesehen werden, um den anteilsmä-
ßigen Veränderungen beim Stand der Vertragsratifikationen in jeder Regionalgruppe Rechnung zu tragen; 

 c) es sollten automatische regelmäßige Revisionen erwogen werden, damit der Wortlaut der 
Übereinkunft nicht geändert werden muss, wenn die Quoten geändert werden; 

 5. betont, dass der zur Verwirklichung des Ziels der ausgewogenen geografischen Verteilung bei 
der Zusammensetzung der Menschenrechtsvertragsorgane erforderliche Prozess dazu beitragen kann, das 
Bewusstsein dafür zu schärfen, wie wichtig die ausgewogene Vertretung von Frauen und Männern und die 
Vertretung der hauptsächlichen Rechtssysteme sind und wie wichtig der Grundsatz ist, dass die Mitglieder 
der Vertragsorgane in persönlicher Eigenschaft gewählt werden und in dieser Eigenschaft tätig sind und 
dass es sich um Personen von hohem sittlichen Ansehen und anerkannter Unparteilichkeit und Sachkennt-
nis auf dem Gebiet der Menschenrechte handelt; 

 6. ersucht den Generalsekretär, im Benehmen mit dem Amt des Hohen Kommissars der Vereinten 
Nationen für Menschenrechte der Generalversammlung auf ihrer siebzigsten Tagung diesbezüglich einen 
umfassenden aktualisierten Bericht vorzulegen, der Informationen über die Schritte, die Vertragsstaaten auf 
Tagungen oder Konferenzen der Vertragsstaaten unternommen haben, um die Angelegenheit der ausgewo-
genen geografischen Verteilung bei der Zusammensetzung der Menschenrechtsvertragsorgane anzugehen, 
sowie konkrete Empfehlungen zur Durchführung dieser Resolution enthält; 

 7. beschließt, die Behandlung dieser Frage auf ihrer siebzigsten Tagung unter dem Punkt „Förde-
rung und Schutz der Menschenrechte“ fortzusetzen. 

 

RESOLUTION 68/162 

Verabschiedet auf der 70. Plenarsitzung am 18. Dezember 2013, in einer aufgezeichneten Abstimmung mit 
135 Stimmen bei 55 Gegenstimmen und keine Enthaltungen, auf Empfehlung des Ausschusses (A/68/456/Add.2, 
Ziff. 146)362: 

______________ 
362 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Ausschuss eingebracht von: Brasilien, China und Kuba (im 
Namen der Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen, die Mitglieder der Bewegung der nichtgebundenen Länder sind). 
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